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Guatemala: Zwanzig Jahre Demokratie 
 

Anika Oettler 
 
Am 31. Mai 2005 fand im guatemaltekischen Kongress – nicht nur unbemerkt von der Weltöffentlichkeit, 
sondern auch weitgehend unbemerkt von der guatemaltekischen Öffentlichkeit – eine feierliche Zeremo-
nie anlässlich des 20. Geburtstages der guatemaltekischen Verfassung statt. Der Präsident des Kongres-
ses, Jorge Méndez Herbruger, verwies bei dieser Gelegenheit darauf, dass die Verfassung von 1985 den 
Weg zu einer inklusiven Demokratie geebnet hätte: „Sie [die Verfassung] hat die oberste Wahlbehörde 
[TSE] geschaffen, mit der eine Epoche der freien, transparenten und regelmäßigen Wahlen eingeleitet 
wurde. Damit wurde die Vertrauenswürdigkeit des Rechtsstaates insgesamt hergestellt. Das Verfas-
sungsgericht und der Ombudsmann für Menschenrechte sind die beiden anderen grundlegenden Institu-
tionen, die durch die Verfassung von 1985 geschaffen wurden und die mit dem TSE die Pfeiler des de-
mokratischen Staates in unserem Land darstellen sollen.“ 20 Jahre Demokratie in Guatemala? 1985 
befand sich das Land noch mitten im »Bürgerkrieg«. Ausschlaggebend für die Rückkehr zu einer forma-
len Demokratie war die Einsicht führender Militärangehöriger, dass eine direkte militärische Herrschaft 
unzeitgemäß sei (Schirmer 1999). Vor diesem Hintergrund wurde 1983 eine verfassunggebende Ver-
sammlung eingesetzt, die 1985 – vor nunmehr 20 Jahren – in Kraft trat.  
 
Mit der Rückkehr zur formalen Demokratie ent-
sprach die politische Entwicklung in Guatemala 
dem globalen Trend, der Samuel Huntington zu 
seiner Studie „The Third Wave. Democratization 
in the Late Twentieth Century“ inspirierte. Vor 
dem Hintergrund eines weltweiten Demokratisie-
rungsprozesses fragte der Politikwissenschaftler 
Huntington Anfang der 1990er Jahre u.a. nach 
der Nachhaltigkeit der Demokratisierung. Die 
neuen demokratischen Systeme seien, so Hun-
tington, im Wesentlichen mit zwei Problemberei-
chen konfrontiert, die über das Überleben und 
den Grad der Demokratiekonsolidierung ent-
scheiden. Dabei ginge es erstens um die Frage 
des Umgangs mit den vom Vorgängerregime zu 
verantwortenden Menschenrechtsverletzungen 
(the torturer problem) und zweitens um die Um-

strukturierung der zivil-militärischen Beziehun-
gen (the pretoritarian problem). Ausgehend von 
diesen Problembereichen soll im Folgenden eine 
differenzierte Bewertung der guatemaltekischen 
Demokratie und Verfassungswirklichkeit entwi-
ckelt werden, die sich schließlich den Fragen 
nach gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen und 
demokratischer Kultur zuwendet.  

1. Das Problem der Folterer 

Als Huntington 1991 seine Überlegungen zum 
torturer problem veröffentlichte, konnte er noch 
nicht wissen, dass sich das vergangenheitspoliti-
sche Instrument der Wahrheitskommission welt-
weit zu einem zentralen Mechanismus der Aufar-
beitung blutiger Vergangenheiten entwickeln 
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würde. Tatsächlich hatte die Suche nach einem 
Weg zwischen der Szylla des Verdrängens und 
der Charybdis der konsequenten Strafverfolgung 
(die ein Aufbegehren des Militärs provoziert 
hätte) in den 1990er Jahren – vor allem in Latein-
amerika – zu einer Hochkonjunktur der histori-
schen Aufklärung geführt. Auch in Guatemala 
wurde dieser Weg beschritten, als Guerilla und 
Regierung im Juni 1994 das Abkommen zur Ein-
setzung der „Kommission zur historischen Auf-
klärung der Menschenrechtsverletzungen und 
Gewalttaten, die für die guatemaltekische Bevöl-
kerung Leid verursacht haben“ (CEH) unter-
zeichneten (zu den Einzelheiten der guatemalte-
kischen Aufarbeitungsprozesse vgl. Oettler 2004, 
sowie Brennpunkt Lateinamerika 06/2003 und 
03/2004). Als Guerilla und Regierung – unter 
erheblichem Druck durch die als „Gruppe der 
Freunde“ in den Verhandlungsprozess eingebun-
denen Staaten – das „Problem der Folterer“ durch 
die Einsetzung einer Wahrheitskommission zu 

lösen suchten, wurden zwei weitere traditionelle 
Mechanismen der staatlichen Aufarbeitung zu-
nächst in den Hintergrund gedrängt (vgl. Schau-
bild unten): die strafrechtliche Verfolgung von 
schweren Menschenrechtsverletzungen auf der 
einen, und kollektive Formen der Reparation 
sowie die Entschädigung der Opfer auf der ande-
ren Seite. Fast zeitgleich mit der Unterzeichnung 
der Friedensverträge verabschiedete der Kon-
gress ein Amnestiegesetz, das unter Bezugnahme 
auf internationale Abkommen die Straftatbestän-
de Folter, Genozid und Verschwindenlassen von 
einer Amnestierung ausnahm. Obwohl der 
Kampf gegen die Straflosigkeit nach der Veröf-
fentlichung des Abschlussberichts der CEH Auf-
trieb erhielt und einige Prozesse im In- und Aus-
land angestrengt wurden, ist insgesamt zu konsta-
tieren, dass die strafrechtliche Ahndung von 
Menschenrechtsverletzungen an die engen Gren-
zen des strukturell schwachen Justizsystems 
stößt. 

Schaubild: Die drei Säulen der Aufarbeitung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1996:  Regierung und Guerilla unterzeichnen  
den „festen und dauerhaften Frieden“ 

*„Kommission zur histori-
schen Aufklärung“ (CEH) 
(Abkommen von 1994)

1996: 
Amnestiegesetz 
(Ausnahmen: Folter, 
Genozid, Verschwin-
denlassen) 

Vertagung der Entschädigungsfrage

1995 – 
kirchliches „Projekt zur Wie-
deraneignung der historischen 
Erinnerung“ (REMHI) 
1998: „Nunca más!“-Bericht 
† Juan Gerardi Conadera 

07/1997 – 02/1999 
Tätigkeit der CEH 
Abschlussbericht: „Memoria 
del Silencio“ 
- Impuls für den Friedenspro-
zess 
- diskursive Aufarbeitung 
- Genozid konstatiert 
- Nat. Entschädigungspro-
gramm empfohlen 

Versuch, vor nationalen 
und internationalen 
Gerichten Prozesse zu 
führen 
Problem: strukturelle 
Schwäche des Justizsys-
tems 

Verschleppung der Entschädigungsfrage 

Mitte 2002: Reorganisierung der „Zivi-
len Selbstverteidigungspatrouillen“ 
(PAC) 

Entschädigungen für „Täter-Opfer“ 
und Verschleppung des Entschädi-
gungsprogramms für Opfer 
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1.1 Impunidad 
Ein Fall, der in besonderer Weise geeignet ist, 
um die Mechanismen der Straflosigkeit aufzuzei-
gen, ist der des 1998 ermordeten Bischofs Juan 
Gerardi Conadera. Die einzelnen Szenen des auf 
den Mord folgenden Justizskandals (s. Übersicht 
nächste Seite) enthalten alle Ingredienzien der 
Straflosigkeit: die Einschüchterung und Ermor-
dung von Zeugen und Mitarbeitern des Justizsys-
tems, insultierende und insolente Öffentlichkeits-
strategien, die Unkontrolliertheit des Strafvoll-
zugssystems und, last but not least, die geringe 
Nachhaltigkeit von Urteilen. 

Der Fall Gerardi zeigt, dass es in Guatemala 
keiner Amnestiegesetze bedarf, um Täter vor der 
Strafverfolgung zu schützen (dies gilt auch für 
„gewöhnliche“ Delikte). Eine besonders dramati-
sche Färbung erhielt dieser Justizskandal durch die 
Veröffentlichung des Buches „Wer ermordete den 
Bischof?“. Die Autoren, Maite Rico und Bertrand 
de la Grange, vertreten darin die These, dass hinter 
dem Mord nicht die verurteilten Militärangehöri-
gen, sondern eine der Partei des ehemaligen Dikta-
tors Ríos Montt (Frente Republicano Guatemalte-
co, FRG) nahe stehende Gruppe stünde, die 1998 
die Regierung Arzú habe schwächen wollen. Als 
materiell tatverantwortlich wird die Verbrecher-
bande „Valle del Sol“ benannt. Die „Enthüllun-
gen“ der beiden Journalisten waren insofern äu-
ßerst brisant, als sie ebenfalls eine Verstrickung 
des Menschenrechtsbüros der Erzdiözese (OD-
HAG) zu belegen schienen. Insbesondere gegen 
Edgar Gutiérrez und Ronalth Ochaeta, die Schlüs-
selfiguren des „Projekts zur Wiederaneignung der 
historischen Erinnerung“ (REMHI) waren und 
Anfang 2000 Posten in der FRG-Regierung über-
nommen hatten, wurden schwere Vorwürfe erho-
ben. Mit der Veröffentlichung erhielten nicht nur 
die verurteilten Militärangehörigen eine neue 
Grundlage für ihre Verteidigung, sondern es ver-
dichtete sich auch ein Gefühl des Unheimlichen: 
Waren die Verurteilten womöglich unschuldig? 
Und – weit schlimmer noch: Waren womöglich 
zentrale Akteure des REMHI-Projektes, das für 
eine Unterstützung der Opfer des Terrors stand, 
selbst verstrickt in die Netze des Terrorsystems? 

1.2 Wie die torturer für Entschädigungen  
sorgten 
Das dritte institutionelle Standbein der Aufarbei-
tung – die Entschädigung – wurde erst Mitte 
2002 zum Gegenstand der nationalen Politik, als 
(vormalige) Mitglieder der (ehemaligen) „Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen“ PAC (Patrullas 
de Autodefensa) begannen, Entschädigungen für 

ihren (erzwungenen) Dienst einzufordern (zu den 
Ereignissen bis Anfang 2004 und der Problema-
tik einer Entschädigung für „Täter-Opfer“ siehe 
Brennpunkt Lateinamerika 03/2004). 

Nachdem noch unter Portillo ca. 250.000 
Patrulleros erste Ratenzahlungen erhalten hatten, 
verkündete Oscar Berger im Wahlkampf, dass er 
mit den Zahlungen zwar nicht einverstanden sei, 
sie aber als Regierungsverpflichtungen seines 
Vorgängers fortführen werde. Seit dem Amtsan-
tritt Bergers hat das guatemaltekische Verfas-
sungsgericht dreimal die diesbezüglichen Geset-
zesvorlagen als verfassungswidrig abgelehnt. 
Nach dem ersten Urteil vom 21. Juni 2004 droh-
ten die Organisationen der Zivilen Selbstverteidi-
gungspatrouillen mit gewaltsamen Blockadeakti-
onen (insgesamt, so wird geschätzt, sind 500.000 
Männer potenzielle Entschädigungsempfänger). 
Vor diesem Hintergrund nahm der Kongress 
einen Gesetzesvorschlag, der von den Parteien 
GANA, FRG, UNE, PAN und PP vorgelegt wor-
den war, an: Das Dekret 24-2004 sah vor, jeden 
Ex-Patrullero mit einem Betrag von 5.241 Quet-
zal (ca. 566,- €) für die geleisteten Dienste zu 
entschädigen. Auch dieses Gesetz wurde vom 
Verfassungsgericht abgelehnt, da es keine Anga-
ben über die Finanzierung enthielt. Nachdem die 
PAC Anfang November 2004 an insgesamt 48 
strategischen Punkten Straßenblockaden errichtet 
hatten, verabschiedete der Kongress ein drittes 
Gesetz, das präzise Angaben zur Finanzierung 
der Ratenzahlungen (445 Mio. Quetzal bzw. 48 
Mio. € für die Jahre 2004-2006) enthielt. Anfang 
Februar deklarierte das Verfassungsgericht aber-
mals die Verfassungswidrigkeit der Gesetzesvor-
lage und betonte in seinem Urteil, dass auch an-
dere Möglichkeiten bestünden, die Gruppe der 
potenziellen Entschädigungsempfänger zu unter-
stützen; das Gericht verwies konkret auf Infra-
strukturmaßnahmen. Oscar Berger stellte nach 
der Urteilsverkündung die Umsetzung entspre-
chender Projekte in Aussicht. Sein Angebot wur-
de zwar von den meisten Organisationen der Ex-
PAC abgelehnt, doch zeichnete sich eine Spal-
tung der Bewegung der Ex-PAC ab. Nachdem 
individuelle Entschädigungsleistungen immer 
unwahrscheinlicher wurden, suggerierten einige 
PAC-Organisationen ihr Einverständnis mit kol-
lektiven „Wiedergutmachungsformen“. Wie die 
Geschichte endet, bleibt indes abzuwarten. 

1.3 ...und Entschädigungen für die Opfer soll 
es auch geben 
Ein Nationales Entschädigungsprogramm, das 
den zivilen Opfern des Staatsterrorismus zugute 
kommen sollte, war Bestandteil der Empfehlun-
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EL CASO GERARDI 
 

24.4.1998 Monseñor Juan Gerardi Conadera präsentiert den REMHI-Bericht „Guatemala – nie 
wieder!“ 

26.4.1998 Der Bischof wird in seiner Garage erschlagen.  
27.4.1998 Präsident Arzú verkündet eine dreitägige Staatstrauer, hochrangige Vertreter des Mili-

tärs, der Polizei und des Innenministeriums stellen eine schnelle Aufklärung des Mordes 
in Aussicht. Aber: Alle gehen von einem „gewöhnlichen“ Mord aus. Erste Polizeiunter-
suchungen: Bei der „Tatortsicherung“ werden Spuren ver- bzw. weggewischt. Vor dem 
Eintreffen der Polizei waren bereits Mitglieder des EMP am Tatort. Staatsanwalt Otto 
Ardón, der enge Verbindungen zum Militär unterhält, wird mit dem Fall betraut.  

17.5.1998 Staatsanwalt Ardón ordnet eine Rekonstruktion des Tathergangs an (die lediglich einer 
„internen Untersuchung“ dienen sollte).  

22.7.1998 Priester Mario Orantes wird verhaftet. Und auch sein Schäferhund Baloo. Der spani-
sche Gerichtsmediziner José Reverte Coma wird eingeflogen. Dieser erklärt, dass Ge-
rardi an den Bissen des Hundes gestorben sei. Es kursiert die These, dass es sich um 
einen „Mord aus Leidenschaft“ gehandelt hat. 

September `98 Die ODHAG setzt eine Exhumierung durch. Es werden keine Hundebisse gefunden. 
2.12.1998 Der Staatsanwalt Celvin Galindo wird mit dem Fall betraut. 
24.1.1999 Henry Montoy wird neuer Richter für den Fall. 
Februar 1999 Der Präsident der Kirchenkonferenz CONFREGUA gibt bekannt, dass der Bruder des 

Präsidenten, José Antonio Arzú, angeboten hat, Orantes freizulassen, wenn die Kirche 
nicht mehr über politische/militärische Hintergründe spricht.  

16.2.1999 Orantes wird freigelassen, nachdem die Hundebiss-Theorie vom Tisch ist.  
März 1999 Galindo gibt bekannt, dass er politischen Hintergründen nachgehen wird. Am nächsten 

Tag tritt der Richter zurück. 
7.10.1999 Galindo geht ins Exil. Sein Nachfolger ist Leopoldo Zeissig. 
7.4.2000 Verhaftung der Militärangehörigen Byron Lima Oliva, Byron Disrael Lima Estrada 

und José Obdulio Villanueva, sowie der Haushälterin Margarita López und des Pries-
ters Orantes. Beide Limas wurden vom Wohnungslosen Rubén Chanax Sontay identi-
fiziert. Villanueva war zum Tatzeitpunkt eigentlich im Gefängnis (U-Haft wegen eines 
anderen Mordfalls). 

23.3.2001 Die Verhandlung beginnt, 46 Sitzungen, 115 Personen treten auf. Im Mittelpunkt ste-
hen die Aussagen von Chanax Sontay, der angibt, für die Operación El Pájaro für 300 
Quetzal/Woche angestellt worden zu sein. 

8.6.2001 Das Tribunal Tercero de Sentencia verhängt das Urteil: 30 Jahre Haft für die drei Mi-
litärs, 20 Jahre für Orantes. Margarita López wird freigesprochen. 

30.7.2001 Staatsanwalt Leopoldo Zeissig geht ins Exil.  
8.10.2001 Ein Berufungsgericht hebt das Urteil auf (Verfahrensmängel). 
19.12.2001 Der Zeuge Noé Gómez Limón wird ermordet. Er ist der Bruder eines Mitgefangenen 

von Villanueva, der erklärt hatte, dass er von den Angeklagten unter Druck gesetzt wor-
den sei, um seinen Bruder zu einer (Nicht-)Aussage zu bewegen. Außerdem sind zu die-
sem Zeitpunkt bereits sechs Wohnungslose tot. Ohne polizeiliches/gerichtliches Nach-
spiel. 

11.2.2003 Bei einem Gefangenenaufstand im Gefängnis El Pavoncito kommt Villanueva ums 
Leben; die beiden Limas werden in ein Gefängnis in Santa Rosa gebracht, wo sie die 
einzigen Häftlinge sind.  

1.10.2003 Das Berufungsurteil wird für ungültig erklärt. Kurz vorher: Veröffentlichung von 
„Wer ermordete den Bischof?“ (Maite Rico/Bertrand de la Grange).  

22.3.2005 Ein Berufungsgericht reduziert die Strafe für die Limas von 30 auf 20 Jahre, aus coau-
tores werden cómplices.  
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gen, die die „Kommission zur historischen Auf-
klärung“ (CEH) 1999 vorgelegt hatte. Nach der 
Veröffentlichung dieses Berichts hatte zunächst 
die Instancia Multiinstitucional por la Paz y la 
Concordia, ein Runder Tisch unter Leitung des 
Menschenrechtsprokurators, begonnen, ein sol-
ches Entschädigungsprogramm auszuarbeiten. 
2002 richtete Präsident Portillo schließlich eine 
Kommission aus staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Repräsentanten ein, um einen Geset-
zesvorschlag auszuarbeiten. Ein solcher wurde 
nach insgesamt 54 Treffen der zuständigen 
Kommission noch Ende 2002 vorgelegt – und im 
März 2003 vom Kongress abgelehnt. Schließlich 
dekretierte Portillo, der im Kontext der Entschä-
digungszahlungen an die PAC unter dem Druck 
stand, auch in der Opferentschädigungsfrage zu 
einem Ergebnis zu kommen, die Einrichtung 
eines Nationalen Entschädigungsprogramms. Zur 
Umsetzung des Programms, das in Übereinstim-
mung mit den Empfehlungen der CEH individu-
elle Entschädigungsleistungen auf der einen so-
wie symbolische und materielle kollektive For-
men der Reparation auf der anderen Seite vorsah, 
wurde eine Nationale Entschädigungskommissi-
on eingerichtet. Diese bestand und besteht aus 
staatlichen Repräsentanten und Vertretern von 
Frauen-, Menschenrechts-, Maya- und Opferor-
ganisationen. Nach dem Regierungswechsel im 
Januar 2004 übernahm Rosalina Tuyuc, Gründe-
rin der Witwenorganisation CONAVIGUA, den 
Vorsitz der Entschädigungskommission. In der 
Folgezeit erschwerten vor allem Spannungen 
innerhalb der Kommission und die nur unzurei-
chende Budgetierung den Fortgang des Projekts. 
Die ersten greifbaren Ergebnisse sind die institu-
tionelle Ausgestaltung des Programms (das im 
Februar 2005 wiederum durch ein Regierungs-
dekret – und nicht durch ein Gesetz – abgesichert 
wurde) und die Entscheidung über das Procedere 
der Erfassung der Opfer.  

Bei der Umsetzung des Nationalen Entschädi-
gungsprogramms bestehen insgesamt drei Prob-
lembereiche: 

Erstens: Die Finanzierung des Entschädigungs-
programms ist nicht gesichert. Im diesjährigen 
Haushaltsplan sind zwar 300 Mio. Quetzal vorge-
sehen, dies bedeutet jedoch nicht, dass der Betrag 
auch tatsächlich transferiert wird. Gravierender 
noch ist die Tatsache, dass die Finanzierung des 
Programms, das eine Laufzeit von zehn bis 13 
Jahren haben soll, langfristig nicht abgesichert 
ist. Das letzte Dekret vom Februar 2005 verweist 
nur in einem kurzen Absatz (§29) auf das Budget 
des Programms und enthält keinerlei Bestim-

mungen über die Höhe und Herkunft des Bud-
gets. Die Verabschiedung einer Gesetzesgrundla-
ge durch den Kongress ist aufgrund der Mehr-
heitsverhältnisse sehr unwahrscheinlich. 

Zweitens: Die Diskussionen innerhalb der Ent-
schädigungskommission sind von gravierenden 
Spannungen zwischen den beteiligten zivilgesell-
schaftlichen Gruppierungen geprägt. Da das Pro-
gramm nicht nur individuelle Entschädigungs-
leistungen, sondern auch kollektive Reparations-
maßnahmen umfassen soll, geht es letztlich auch 
um die Verteilung von Ressourcen für die betei-
ligten Organisationen. So wurden etwa Vorschlä-
ge über Kooperationsabkommen mit der Comi-
sión Nacional de Búsqueda para la Niñez Des-
aparecida (3 Mio. Quetzal) und mit der Funda-
ción Antropológica Forense de Guatemala (8 
Mio. Quetzal) diskutiert. Vor dem Hintergrund, 
dass die guatemaltekische Zivilgesellschaft 
hochgradig fragmentiert ist, wird verständlich, 
warum sich die traditionellen Grabenkämpfe 
innerhalb der Entschädigungskommission fort-
setzen.  

Drittens: Der Staat nimmt die Verantwortung für 
die Entschädigungen nur sehr halbherzig an. Der 
treibende Motor in der Entschädigungsfrage wa-
ren die organisierten Täter (sowohl lokale PAC-
Organisationen als auch Teile der FRG-Regie-
rung und die Veteranenorganisation des Militärs 
AVEMILGUA). Oscar Berger betreibt auf der 
einen Seite die symbolische Anerkennung der 
Vergangenheit (so hat er nach einem Urteil des 
Interamerikanischen Menschenrechtsgerichtsho-
fes die staatliche Verantwortung für die Ermor-
dung der Ethnologin Myrna Mack eingeräumt 
oder am diesjährigen Jahrestag der Ermordung 
Gerardis das Kondolenzbuch unterschrieben). 
Auf der anderen Seite ist die Haltung der Regie-
rung zum Nationalen Entschädigungsprogramm 
sehr ambivalent. Die Tatsache, dass in den letzten 
Monaten die designierten Regierungsvertreter 
vielfach nicht zu den Sitzungen der Entschädi-
gungskommission erschienen sind, wurde etwa 
als Zeichen einer Blockadehaltung interpretiert. 

2. Das prätorianische Problem 
Insbesondere aufgrund seiner Militärpolitik 
konnte Berger seit seinem Amtsantritt sein Image 
als demokratischer Reformer stabilisieren. Dies 
wurde etwa honoriert, als Robert B. Zoellick 
(Deputy Secretary of State) im Mai 2005 einen 
Vortrag vor der Heritage Foundation hielt, um 
für die Ratifizierung der US-zentralamerikani-
schen Freihandelsverträge (CAFTA) durch den 
US-Kongress zu werben. Berger wird hier mit 
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einem zentralen Argument den Reformkräften 
der Region zugeordnet: „Berger has reduced the 
size of the military by more than 50 percent and 
has made the military’s long-secret budget more 
transparent“ (Zoellick 2005: S. 3). Unter Berger 
wurde die Truppenstärke der Streitkräfte von 
27.000 auf 15.500 reduziert und damit die Vor-
gabe der Friedensabkommen, in denen eine Re-
duzierung der Streitkräfte um 33% festgelegt 
worden war, noch übertroffen. Im April 2004 
hatte Verteidigungsminister César Méndez Pinelo 
angekündigt, dass man 9 Generäle, 89 Coroneles, 
71 Tenientes Coroneles, 142 Mayores, 124 Sar-
gentos Mayores, 2.500 Especialistas und 8.000 
Soldaten aus dem Militärdienst entlassen und 
eine Abfindungssumme von insgesamt 
405.541.000 Quetzal auszahlen werde.  

Hinsichtlich der größeren Transparenz des 
Militärbudgets ist zu konstatieren, dass das Mili-
tärbudget unter Berger zwar transparenter, aber 
nicht transparent geworden ist. Zunächst steht die 
größere Transparenz des Militärbudgets im Kon-
text der Bemühungen Bergers, die korrupte Re-
gierungspraxis seines Vorgängers strafrechtlich 
zu ahnden. Nachdem die Abgeordnete Nineth 
Montenegro seit Jahren für eine Offenlegung des 
Budgets der berüchtigten präsidialen Leibgarde 
EMP (Estado Mayor Presidencial) und des Mili-
tärs gekämpft hatte, wurden nach dem Regie-
rungswechsel erste ernsthafte Schritte eingeleitet. 
Montenegro hatte immer wieder auf eine Finan-
zierungspraxis verwiesen, die EMP und Militär 
gleichermaßen betraf: die faktische Überschrei-
tung des zugewiesenen Budgets. Der guatemalte-
kische Rechnungshof (Contraloría General de 
Cuentas de la Nación) hat z.B. festgestellt, dass 
2003 das Budget des EMP, welches vom Kon-
gress auf 104,6 Mio. Quetzal festgelegt worden 
war, um 43,4% überschritten wurde. Während 
das für Strafverfahren zuständige Ministerio Pú-
blico inzwischen Ermittlungen gegen 183 Firmen 
eingeleitet hat, die in das vom EMP gesponnene 
Korruptionsnetzwerk eingebunden waren, ist die 
strafrechtliche Aufarbeitung von Veruntreuungs-
praktiken im Verteidigungsministerium wesent-
lich schwieriger. Der Versuch, das Militärbudget 
der letzten Jahre zu entschlüsseln, ergab, dass 
2001 91 Mio. Quetzal, 2002 54 Mio. Quetzal und 
2003 49 Mio. Quetzal illegal auf die Konten des 
Militärs transferiert wurden. Die Aufklärung 
dieser illegalen Transfers wird (anders als im Fall 
des aufgelösten EMP, dessen Archive vermutlich 
vernichtet wurden) dadurch erschwert, dass das 
Militär sich unter Berufung auf Artikel 30 der 
Verfassung (nationale Sicherheit) weigert, Ak-
teneinsicht zu gewähren – dies gilt auch für die 

aktuelle Buchführung. Wenn Zoellick auf die 
transparentere Budgetierung verweist, bezieht er 
sich vermutlich auf das Bemühen, die Vergabe 
von Staatsaufträgen transparent zu gestalten. 
Noch 2003 wurde gesetzlich festgelegt, dass 
Staatsaufträge künftig öffentlich im Internet aus-
zuschreiben seien. Die Nutzung des entsprechen-
den Systems (Guatecompras) steigt seit 2004 
kontinuierlich an. Im Oktober 2004 wurde das 
System von 146 Stadtverwaltungen und 12 Mi-
nisterien und secretarias genutzt – u.a. vom Ver-
teidigungsministerium.  

Die Ambivalenz, die das Bemühen um Trans-
parenz kennzeichnet, zieht sich durch fast alle 
Ebenen der Militärpolitik. 

2.1 Vorherige militärpolitische Schritte 
Bereits unter Portillo wurden einige Schritte un-
ternommen, um das „Friedensabkommen zur 
Stärkung der Zivilgewalt und zur Rolle des Mili-
tärs in einer demokratischen Gesellschaft“ (1996) 
– zumindest partiell – umzusetzen. Als ein be-
deutender Schritt galt die 2002 erfolgte Schlie-
ßung der Militärbasen in Rabinal (Alta Verapaz) 
und Chiul, Chajul und Bisan Lajputa (Area Ixil, 
Quiché), die in den 1980er Jahren eine zentrale 
strategische Bedeutung für die „Politik der ver-
brannten Erde“ hatten. Diese Maßnahme darf 
indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
genannten Militärstützpunkte nach der Beendi-
gung der »bewaffneten Auseinandersetzung« 
strategisch an Relevanz eingebüßt haben. Als 
zentrale Bedrohungen der Inneren Sicherheit 
gelten gegenwärtig nicht bewaffnete Aufstands-
bewegungen (Guerillas), sondern Drogen- und 
Menschenhandel. Zu den weiteren Maßnahmen 
zur Modifizierung der zivil-militärischen Bezie-
hungen zählt die Einrichtung der Secretaría de 
Análisis Estratégico (SAE), die dem Präsidenten 
als nicht-militärische Institution in Sicherheits-
fragen zuarbeitet. Im Februar 2005 indes wurde 
mit dem Vizeinnenminister Juan Carlos Villacor-
ta ein Regierungsfunktionär zum neuen Vorsit-
zenden der SAE ernannt, dem enge Verbindun-
gen zum Militär nachgesagt werden. Auch die 
Neugründung der Secretaría de Asuntos Adminis-
trativos y de Seguridad (SAAS) und die gleich-
zeitige Auflösung des berüchtigten EMP, die ein 
zentraler Bestandteil der Neustrukturierung des 
zivil-militärischen Verhältnisses ist, hat besten-
falls zu ambivalenten Ergebnissen geführt: Bis 
dato unklar ist, ob die Strukturen des EMP klan-
destin fortbestehen. 
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2.2 Das zivil-militärisch-kriminelle Verhältnis 
Um das zivil-militärische Verhältnis in Guatema-
la einordnen zu können, bedarf es eines kurzen 
Rückblicks auf die Entwicklung einer Institution, 
die noch nie einen monolithischen Block darge-
stellt hat, sondern immer in mehrere Fraktionen 
gespalten war. Die beiden bedeutendsten militäri-
schen Fraktionen haben sich bis in die 1990er 
Jahre hinein vor allem in ihrer Einschätzung der 
„Rolle des Militärs in einer demokratischen Ge-
sellschaft“ unterschieden. Während die cofradía, 
die „Bruderschaft“, Verhandlungen mit der Gue-
rilla ablehnte und die repressiven Aufstandsbe-
kämpfungspraktiken der 1980er Jahre zu vertei-
digen suchte, hatte die zweite Fraktion, el sindi-
cato (die Gewerkschaft, oder auch: die Institutio-
nalisten), bereits früh die Zeichen der Zeit er-
kannt und für die formaldemokratische Umwand-
lung staatlicher Strukturen votiert. Eine der pro-
minentesten Figuren des sindicato ist General 
(i.R.) Otto Pérez Molina, der 2001 die Patrioti-
sche Partei (PP) gegründet hatte und Ende 2003 
als Abgeordneter der Regierungskoalition GANA 
in den Kongress gewählt worden ist. Mittlerweile 
sind die politischen Differenzen mehr und mehr 
in den Hintergrund gerückt.  

In den vergangenen Jahren haben zahlreiche 
(aktive und ehemalige) Militärangehörige – und 
zwar unabhängig von ihrer Fraktionszugehörig-
keit – bedeutende Regierungsposten bekleidet. 
General (i.R.) Luis Francisco Ortega Menaldo, 
der einer der einflussstärksten Berater von Portil-
lo gewesen war, gilt als einer der mächtigsten 
Drogenbosse Guatemalas. Insgesamt wird davon 
ausgegangen, dass eine Reihe von (ehemaligen) 
Militärangehörigen, die in der Terrormaschinerie 
der 1980er Jahre zentrale Relaisstellen besetzt 
hatten, bedeutende Positionen innerhalb der Or-
ganisierten Kriminalität einnehmen. Die Anfüh-
rer der so genannten „klandestinen Gruppen“ 
sind erstens bestrebt, ihre Machtpositionen zu 
verteidigen und die demokratische Reform des 
zivil-militärischen Verhältnisses zu blockieren. 
Zweitens betreiben die „klandestinen Gruppen“ 
die lukrativen Geschäfte der Schattenwelt.  

Bei den hidden powers (WOLA 2003) handelt 
es sich um eine Struktur, die über Jahrzehnte 
gewachsen ist und sich quer über Parteien und 
Institutionen hinweg entwickelt hat. Politische 
Motivationen, die die Mitglieder der militäri-
schen Institution noch in den frühen 1970er Jah-
ren beflügelt hatten, sind im Laufe der Jahrzehnte 
mehr und mehr in den Hintergrund getreten und 
von ökonomischen Interessen verdrängt worden. 
Entstanden ist ein komplexes, obskures und weit 

verzweigtes Geflecht, das sowohl für die Füh-
rungsfiguren als auch für die unteren „Ränge“ 
vor allem auch ein Versorgungsnetzwerk ist. Das 
Fußvolk der „klandestinen Gruppen“ rekrutiert 
sich aus aktiven und ehemaligen Angehörigen 
des Militärs und anderer Sicherheitsapparate, aus 
der Organisierten Kriminalität, aus privaten Si-
cherheitsfirmen, aus den reorganisierten PAC 
und aus Jugendbanden (maras). WOLA bringt 
die Brisanz dieser Entwicklung auf den Punkt: Es 
ist davon auszugehen, „dass die hidden powers in 
allen Parteien – und damit in allen Institutionen 
der Exekutive und Legislative – Kontakte und 
Einflussmöglichkeiten haben; unabhängig davon, 
welche Partei an der Macht ist.“ (WOLA 2003). 

Dem stehen die Bemühungen gegenüber, den 
Einfluss des Militärs im Allgemeinen und der 
hidden powers im Besonderen zurückzudrängen. 
Insgesamt ist die Einschätzung des Auswärtigen 
Amts durchaus zutreffend, dass das Militär „im 
Zuge der Streitkräftereform stark an Einfluss 
verloren [hat]. Das Militär bekennt sich öffentlich 
zum Primat der Politik und hat eine neue Militär-
doktrin ausgearbeitet, die dem Rechnung trägt“ 
(AA-Länderinformationen). Ein weiteres positi-
ves Zeichen ist etwa die Ernennung von General 
Carlos Aldana Villanueva zum Verteidigungsmi-
nister. Damit hatte Berger Anfang 2005 den „na-
türlichen“ Nachfolger Ricardo Bustamente (der 
Teil der hidden powers sein soll) übergangen, 
und sich für einen Kandidaten entschieden, der 
mit der Organisierten Kriminalität und den 
„klandestinen Gruppen“ nicht in Verbindung 
stehen soll.  

Wenn, nach Samuel Huntington, die militäri-
sche Einflussnahme auf die Politik reduziert und 
„a professional pattern“ zivil-militärischer Bezie-
hungen etabliert ist, so stellt sich im guatemalte-
kischen Fall dennoch die Frage, ob das prätoria-
nische Problem tatsächlich gelöst ist. 

Es geht hier indes weniger um zivil-militäri-
sche Beziehungen als vielmehr um das Verhältnis 
von zivil-demokratischen und klandestinen Kräf-
ten. Die Tatsache, dass letztere mit allen staatli-
chen Institutionen verzahnt sind und sich dabei 
auf ein stabiles kriminell-ökonomisches Funda-
ment stützen, zeigt, dass zwar die Einflussnahme 
des Militärs (als Institution reduziert werden 
konnte), aber die Möglichkeiten der Einfluss-
nahme durch die alten Protagonisten der staatli-
chen Repression und durch die neuen Protagonis-
ten der Organisierten Kriminalität ungebrochen 
sind. Dies belegt letztlich auch die Initiative, eine 
„Kommission zur Untersuchung der klandestinen 
Gruppen“ (CICIACS) einzurichten, die zugleich 
die strafrechtliche Verfolgung ihrer Mitglieder 
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vorbereiten sollte. Das Verfassungsgericht ent-
schied im August 2004, dass Teile des diesbezüg-
lichen Abkommens verfassungswidrig seien. 
Auch wenn im April 2005 eine neue Abteilung 
der Staatsanwaltschaft eingerichtet wurde, die 
den Auftrag erhielt, Angriffe auf die Mitglieder 
von Menschenrechtsorganisationen zu untersu-
chen, ist zu konstatieren, dass die strafrechtliche 
Ahndung von Verbrechen, die auf Mitglieder der 
„klandestinen Gruppen“ zurückgeführt werden, 
im Großen und Ganzen ruht. 

Wenn das ursprüngliche prätorianische Prob-
lem in dem immensen politischen Einfluss der 
Leibgarde der römischen Kaiser bestand, so 
speist sich das prätorianische Problem in der gua-
temaltekischen Gegenwart aus zwei Quellen: 
Neben der Durchsetzung der demokratischen 
Institutionen mit den Steigbügelhaltern der hid-
den powers handelt es sich um die Dominanz 
eines Unternehmersektors, der bereits den De-
mokratisierungs- und Friedensprozess der 1990er 
Jahre nicht per se als wünschenswert, sondern als 
notwendiges Übel betrachtet hatte (McCleary 
1999). 

2.3 Wirtschaft und Politik 
„Niemals in der Geschichte Guatemalas“, so 
unlängst der in der zweiten Runde der letzten 
Präsidentschaftswahlen unterlegene Sozialdemo-
krat Álvaro Colom, „hat es eine Regierung gege-
ben, die so sehr den organisierten Privatsektor re-
präsentiert hat“ (zit. nach Inforpress Centroame-
ricana, 20.5.2005). Diese Diagnose mutet ange-
sichts der langen Tradition des Autoritarismus in 
Guatemala zunächst merkwürdig an. Zunächst 
verweist die Aussage Coloms auf die Zusammen-
setzung des Kabinetts, das von Unternehmern 
und Technokraten geprägt ist. Innenminister ist 
Carlos Vielmann, Unternehmer und Ex-Präsident 
der Industrie- und Handelskammer. Während das 
Ministerium für Kommunikation, Infrastruktur 
und Wohnungsbau von Eduardo Castillo Arroyo, 
einem Vertreter der Zuckerindustrie, geleitet 
wird, steht das Außenministerium unter dem 
Vorsitz von Jorge Briz Abularach, der enge Ver-
bindungen zum traditionellen Unternehmerver-
band CACIF und zur Cámara de Comercio un-
terhält. Weitere Schlüsselpositionen sind ebenfalls 
mit Vertretern der Unternehmerschaft besetzt, so 
etwa das Landwirtschaftsministerium (Álvaro 
Aguilar Prado – AGEXPRONT) und das Wirt-
schaftsministerium (Marcio Cuevas Posadas).  

Die Dominanz des Unternehmersektors in der 
Regierung, die auch schon beim Amtsantritt Ber-
gers deutlich war (vgl. Brennpunkt Lateinameri-
ka 03/2004), hat sich zu ihrem entscheidenden 

Merkmal entwickelt. Inzwischen sind viele Füh-
rungspositionen in den zentralen staatlichen Insti-
tutionen mit Personen besetzt, die der Familie 
Berger – und damit dem Zuckersektor – nahe 
stehen. Die Tatsache, dass Carmen Aceña zur 
Bildungs(!)ministerin ernannt wurde, ist fast 
schon Ironie der Geschichte: Sie hat enge Verbin-
dungen zum Centro de Investigaciones Económi-
cas Nacionales (CIEN) – einer Institution, die 
vor allem Privatisierungspolitiken fördert.  

Die Zusammensetzung der Regierung und die 
damit einhergehende Regierungspraxis sind auf 
zwei Ebenen problematisch: 

Der Demokratisierungsprozess wird unterhöhlt 

Dies wird durch eine vom Auswärtigen Amt vor-
gelegte Einschätzung grundsätzlich bestätigt: 
„Bezeichnend für das guatemaltekische politische 
System ist die starke Stellung von Kräften, die 
außerhalb des Parteiensystems stehen, jedoch 
nachhaltigen politischen Einfluss ausüben: Hier 
sind an erster Stelle die Großgrundbesitzer zu 
nennen, gefolgt von der Händlerschaft (Import-
wirtschaft) und dem produzierenden Gewerbe 
(Exportwirtschaft). [...] Einem reduzierten Ein-
fluss des Militärs steht ein gesteigerter Einfluss 
der Unternehmerschaft gegenüber.“ (AA-Länder-
informationen). 

Ein erstes Anzeichen für eine Abkehr von 
demokratischen Prinzipien ist eine Gesetzinitiati-
ve, die der Abgeordnete Juan Ramón Ponce Guay 
(PSN) vor wenigen Wochen in den Kongress 
eingebracht hatte und die nun in den zuständigen 
Ausschüssen diskutiert wird. Es geht hier um 
eine Reform bzw. Verschärfung derjenigen Arti-
kel des Strafgesetzbuches (Decreto Número 17-
73), die sich mit der Versammlungsfreiheit befas-
sen. Diese Gesetzinitiative wäre, wenn sie vom 
Kongress verabschiedet wird, der erste signifi-
kante Eingriff in die demokratische Grundord-
nung. Auf einer informellen Ebene ist dieser 
Eingriff längst erfolgt. 

Die in der Regierung vertretenen Unternehmer-
interessen bestimmen die Politik 

Im März dieses Jahres ratifizierte der guatemal-
tekische Kongress das US-zentralamerikanische 
Freihandelsabkommen (CAFTA). Grundsätzlich 
ist zunächst der Einschätzung von Minkner-
Bünjer zuzustimmen, die darauf hinweist, dass 
die „Spekulationen über mögliche Auswirkungen 
des Abkommens [...] vielfältig“ sind und die 
„quantitativen Simulationen [...] häufig eine Prä-
zision in den Voraussagen [vortäuschen], die sich 
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dann nicht oder nur in bescheidenem Umfang 
erfüllen.“ (Minkner-Bünjer 2004: 135).  

Was im guatemaltekischen Fall besonders au-
genfällig wird, ist indes die Bedeutung von CAF-
TA für den Zuckersektor: In den Abkommen 
wurden besondere Quoten für den zollfreien Ex-
port von Zucker in die USA ausgehandelt. Seit 
den späten 1970er Jahren hat die wirtschaftliche 
Bedeutung des Zuckeranbaus stetig zugenom-
men. Mittlerweile ist der Zuckerexport zur be-
deutendsten Deviseneinnahmequelle geworden 
und hat damit das traditionelle Standbein der 
guatemaltekischen Agrarexportökonomie – die 
Kaffeeproduktion – überholt. 

Während nun vor allem die Vertreter der Zu-
ckerindustrie mit einigem Optimismus in die 
nahe Zukunft blicken, stellen die gegenwärtigen 
Bemühungen um eine wirtschaftliche Integration 
der Region auch für andere Zweige des Unter-
nehmersektors gute Perspektiven in Aussicht; 
insbesondere das Baugewerbe (ein Unternehmer-
sektor, der eine größere Nähe zum FRG aufweist 
als zur Regierungskoalition GANA) wird von den 
Infrastrukturmaßnahmen im Zuge des Plan Pue-
bla Panamá und der Vergabe von Konzessionen 
an transnationale Minengesellschaften (mit-)pro-
fitieren. 

Am anderen Ende der sozialen Stufenleiter 
beginnt sich der Protest zu entwickeln, dessen 
deutlichster Ausdruck bisher die auf die Unter-
zeichnung der Freihandelsabkommen folgenden 
Demonstrationen waren. Nicht nur in der Haupt-
stadt, sondern auch im »Landesinneren« waren 
im März Tausende von Menschen auf die Straße 
gegangen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
der Hinweis darauf, dass die Unterzeichnung der 
Freihandelsabkommen für den Großteil der De-
monstrierenden Anlass, aber nicht Ursache ihres 
Aufbegehrens war: CAFTA selbst – als kompli-
ziertes Abkommen – war eine abstrakte Größe, 
die sowohl die prekäre Lebenssituation der rura-
len Bevölkerung als auch den Streit um Kon-
zessionen und Ressourcen symbolisierte. 

Die Vermutung, dass die politischen Kämpfe 
in dieser Legislaturperiode in erster Linie auf 
dem Land ausgetragen werden (Brennpunkt La-
teinamerika 03/2004), scheint sich bereits jetzt zu 
bewahrheiten. Im vergangenen Jahr gab es zwei 
zentrale Konfliktfelder im guatemaltekischen 
»Landesinneren«: 

• Die Vergabe von Konzessionen an transnatio-
nale Unternehmen und die infrastrukturelle Er-
schließung des Petén im Zuge des Plan Puebla 
Panamá. Noch 2003 hatte der kanadische Kon-
zern Glamis Gold Ltd. eine Konzession für den 

Goldabbau in Sipacapa und San Miguel Ixta-
huacán (San Marcos) erhalten. Die vorwiegend 
indigene Bevölkerung lehnt das Vorhaben 
größtenteils ab, da sie um ihre Lebensgrundla-
gen fürchtet. Im Dezember 2004 entzündete 
sich – weit entfernt von den Bergbaugebieten – 
eine heftige Auseinandersetzung in Los En-
cuentros, einem zentralen Verkehrsknoten-
punkt des Landes. Glamis Gold Ltc. beabsich-
tigte, eine Fußgängerbrücke abzureißen, um ih-
ren Schwerlastwagen die Durchfahrt zu ermög-
lichen. Mitte Januar schließlich wurden die 
Proteste von Militär und Polizei gewaltsam be-
endet; ein Bauer kam ums Leben. Nach dem 
Vorfall beschuldigte Berger den in der Land-
frage seit Jahren äußerst engagierten Bischof 
von San Marcos, Álvaro Ramazzini, die Be-
völkerung aufgehetzt zu haben. Wenig später 
wurde ein Mordkomplott gegen Ramazzini 
aufgedeckt: Einem ehemaligen Mitarbeiter des 
EMP waren von Unbekannten 50.000 US$ für 
die Ermordung des Bischofs angeboten wor-
den. Vergleichbare Konflikte zeichnen sich 
auch in den Departments Chiquimula und Za-
capa ab, wo auch Konzessionen für den offe-
nen Tagebau vergeben wurden. Die ansässige 
Ch`orti´-Bevölkerung versucht ebenfalls, sich 
gegen die Beschneidung von Landrechten und 
gegen die zu erwartenden ökologischen Folge-
schäden der Bergbauprojekte zu wehren.  

• Die prekäre Lebenssituation in weiten Teilen 
des »Landesinneren« hat in den letzten Mona-
ten zu einer Reihe von Land- und Fincabeset-
zungen geführt, die häufig gewaltsam beendet 
wurden. Diese Entwicklung vollzieht sich 
grundsätzlich vor dem Hintergrund extremer 
Armut in den ländlichen Regionen Guatemalas. 
PNUD (2003) beziffert den Bevölkerungsanteil 
der extrem Armen in den Städten auf 4,9% und 
in ländlichen Gebieten auf 31,1%. Diese Werte 
sind in den letzten Jahren nicht gesunken, son-
dern – im Gegenteil – um einige Prozentpunkte 
angestiegen. Dies erklärt sich u.a. mit den 
Auswirkungen der Kaffeekrise auf die econo-
mía campesina, die in der saisonalen Lohnar-
beit auf den Kaffeefincas immer eines von 
mehreren Standbeinen hatte. In den ersten 
sechs Monaten des vergangenen Jahres wurden 
von der UN-Überwachungsmission MINU-
GUA 31 „Räumungen“ von besetzten Lände-
reien registriert, von denen über die Hälfte ge-
waltsam durchgeführt wurden. Besonders Auf-
sehen erregend war die gewaltsame Räumung 
der Finca Nueva Linda in Retalhuleu im Au-
gust des vergangenen Jahres, bei der 4 Polizis-
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ten und 8 campesinos ums Leben kamen. Im 
Mai 2004 wurde ein Landkonflikt in Chitocán 
(Alta Verapaz) ebenfalls gewaltsam beendet, 
und auch umliegende Häuser in Brand gesetzt. 
Der für die Untersuchung zuständige Polizei-
beamte verwies darauf, dass – wenn es über-
haupt Brandstiftung gegeben hätte – die Be-
wohner selbst ihre Häuser angezündet hätten. 
Dieses Ereignis erwähnt Amnesty International 
in einem aktuellen Memorandum, um auf die 
Tatsache hinzuweisen, dass Räumungen zwar 
grundsätzlich mit dem Verweis auf das Recht 
auf Privatbesitz zu vertreten seien, jedoch bei 
der Durchführung derselben zahlreiche Men-
schenrechtsverletzungen nachgewiesen werden 
konnten. Diese Übergriffe geschehen in der 
Regel straflos und werden durch die zuneh-
mende Kriminalisierung der Bauernbewegung 
zusätzlich legitimiert. 

 
Die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit werden so 
nicht nur durch die hidden powers, sondern auch 
durch Teile der Unternehmerschicht ausgehebelt, 
die zugleich die Basis der regierenden Parteien-
koalition darstellt. Insgesamt wurden in Guate-
mala im vergangenen Jahr (2004) 122 Übergriffe 
gegen zivilgesellschaftliche Aktivisten und Insti-
tutionen registriert; darunter 15 Morde. Bis Ende 
Mai 2005 wurden 72 Übergriffe gezählt. In den 
ersten Maiwochen wurden in 12 Fällen zivilge-
sellschaftliche Organisationen, die entweder in 
der Landfrage engagiert sind (u.a. der Bauern-
verband CNOC) oder gegen das Vergessen an-
kämpfen (die Organisation der Kinder der Ver-
schwundenen H.I.J.O.S.), zum Ziel von Überfäl-
len. 

Ende Januar 2005 verdichtete sich nach einem 
Vorfall auf der Finca El Corozo in Mazatenango 
(Suchitepéquez) erneut das Problem der Straflo-
sigkeit. Am 21. Januar war der 22-jährige Pedro 

Tambriz auf dem Gelände der Finca beim Stehlen 
von Obst ertappt worden – und verschwunden. 
Nachdem eine Gruppe von 20 Polizisten in Be-
gleitung eines Richters, einiger Familienangehö-
riger und eines Vertreters des Menschen-
rechtsprokurators wenige Tage später zu einer 
Inspektion der Finca erschienen waren, entwi-
ckelte sich eine Auseinandersetzung zwischen 
privaten Wachleuten und einer Gruppe von Bau-
ern, die inzwischen auch am vermeintlichen Tat-
ort eingetroffen war. Als die Situation eskalierte, 
wurden sechs campesinos erschossen – vermut-
lich vom Fincabesitzer. In der Folgezeit kamen 
die üblichen Mechanismen der Straflosigkeit zum 
Tragen: Als die zuständigen Mitarbeiter des Mi-
nisterio Público mit achtstündiger Verzögerung 
am Tatort eintrafen, war dieser bereits „gerei-
nigt“. Es wurden willkürliche Verhaftungen von 
Bauern vorgenommen und – als bereits Video-
aufzeichnungen die unangemessene Anwendung 
von Gewalt durch die Polizei belegten – von 
Regierungsfunktionären die These vertreten, dass 
die Bauern selbst die Verantwortung trügen. Der 
Fincabesitzer wurde in eine Privatklinik in der 
Hauptstadt gebracht. 

Es sind Ereignisse wie diese, die über die ge-
sellschaftliche Stellung von Folterern und Präto-
rianern Aufschluss zu geben vermögen. Wenn 
Zoellick über die zentralamerikanischen Präsi-
denten sagt, dass sie „modern, democratic leaders 
[seien], who believe in economic reform, adapta-
tions to the challenges and openings of the global 
economy, democracy, and better social condi-
tions for all their people“, so wäre zumindest 
anzumerken, dass sich der Glaube an marktwirt-
schaftliche Öffnung und formaldemokratische 
Prinzipien längst noch nicht in die Überzeugung 
übertragen hat, dass rechtsstaatliche Normen und 
die Würde des Menschen unantastbar sind.  
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Nach dem Ende des Kalten Krieges wurde die Wahrheitskommission zu einer konventionellen Form 
des gesellschaftlichen Umgangs mit Diktaturen und Bürgerkriegen. Die bislang in der wissenschaftli-
chen Auseinandersetzung nur unzureichend beachtete guatemaltekische Erfahrung ist Gegenstand 
dieser Analyse, die die Bedeutung der institutionalisierten Wahrheitsfindung für Individuen, comuni-
dades, Regionen und die (imaginierte) Nation aufspürt. Im Zentrum steht die Frage, wie sich der gua-
temaltekische Aufarbeitungsprozess auf das Geschichtsbewusstsein, das sowohl in der 
Alltagskommunikation als auch durch spezialisierte Träger der kulturellen Erinnerung gebildet wird, 
ausgewirkt hat. Während das kirchliche „Projekt zur Wiederaneignung der historischen Erinnerung“ 
einen sozialen Raum zur gemeinschaftlichen Bearbeitung des Erlittenen schuf, lag die Bedeutung der 
offiziellen „Kommission zur historischen Aufklärung“ in der Einflussnahme auf die staatliche 
Vergangenheitspolitik und in der Erarbeitung einer offiziellen Geschichtsschreibung: Mit ihrem 
Abschlussbericht wurde ein historisches Narrativ vorgelegt, das das Projekt einer multikulturellen 
Nation historiographisch untermauert. Anika Oettler öffnet mit ihrem Buch eine Perspektive auf die 
Institution der Wahrheitskommission, die über das guatemaltekische Beispiel hinausweist und sowohl 
Mythen über deren Wirkungsweise dekonstruiert als auch ihr spezifisches Potential aufzeigt.  
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Während der späten 1970er Jahre wurden in Argentinien Tausende von Menschen entführt, gefol-
tert und ermordet. Das bisher furchtbarste und folgenreichste Militärregime des Landes rechtfertigte 
diese terroristischen Methoden mit der Notwendigkeit, „christliche Moral und nationale Sicherheit“ 
wiederherzustellen. Im Krieg gegen Oppositionelle verloren rechtliche Normen und Standards jede 
Gültigkeit, das Vorgehen der Militärs sollte in eine „Wolke des Schweigens“ gehüllt werden. Nach 
dem endgültigen Kollaps der Militärdiktatur 1983 spricht man im Land von der größten und grau-
samsten Tragödie argentinischer Geschichte. 
Die Studie analysiert den politisch-justiziellen Umgang der Regierungen Alfonsín (1983-1989) und 
Menem (1989-1999) mit den Hinterlassenschaften der jüngsten argentinischen Diktatur. Sie stellt die 
Vergangenheitspolitik beider Präsidentschaften gegenüber und fasst dabei besonders die langfristi-
gen Veränderungen und Kontinuitätslinien ins Auge. Das Interesse gilt den spezifischen Rahmenbe-
dingungen, die bestimmte Maßnahmen der Aufklärung, Strafverfolgung und Wiedergutmachung er-
möglichten, und den institutionellen, gesellschaftlichen und politischen Faktoren, die deren Durchset-
zung behinderten. Darüber hinaus wird der Frage nachgegangen, welche Bedeutung den vergan-
genheitspolitischen Entscheidungen beider Regierungen für die Konsolidierung der argentinischen 
Demokratie zukam. 
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